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Der zweite Punkt zum Gebäudetyp E ist ein bisschen 
eine „chimäre“ Debatte. Sie können in Nordrhein-
Westfalen mit der Bauordnung Nordrhein-Westfalen 
innovativ bauen. Sie können abweichend bauen. 
Aber die Schutzziele müssen Sie halten, und diese 
sind Brandschutz und Statik. Deswegen können Sie 
auch anders, als es in den DIN-Vorschriften oder in 
der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestim-
mungen hinterlegt ist, bauen. 

Niemand in diesem Land Nordrhein-Westfalen hin-
dert Sie daran, niemand. Nur wird es nicht gemacht. 
Und das hängt mit Haftungsfragen zusammen. Ge-
rade beim Bauen bin ich eine große Freundin davon, 
dass Haftungsfragen geklärt sein müssen. Das ist im 
Interesse der Verbraucherinnen und Verbraucher. 
Das ist im Interesse der Entwurfsvorlagenberechtig-
ten selbst, und das ist im Interesse der Baugenehmi-
gungsbehörden.  

Deswegen brauchen wir, wenn Sie den Gebäudetyp 
E haben wollen, Änderungen im Zivilrecht. Und Zivil-
recht ist Bundesrecht. Justizminister Buschmann hat 
mehrere Aufforderungen aus Länderministerkonfe-
renzen bekommen, doch bitte zivilrechtlich zu Ände-
rungen zu kommen. Darauf warten wir.  

Herzlichen Dank für diesen Auftakt in die morgige 
wohnungs- und baupolitische Debatte. Ich freue mich 
auf die weitere Beratung. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Der guten Ordnung halber sei darauf hingewie-
sen, dass die Ministerin ihre Redezeit um 31 Sekun-
den überzogen hat. Ich sehe aber keine weiteren 
Wortmeldungen. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/8110 an den Ausschuss für Bauen, Wohnen und 
Digitalisierung – federführend – sowie an den Haus-
halts- und Finanzausschuss. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung sollen im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das sind 
die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wir enthält sich? – Niemand. Damit ist diese 
Überweisungsempfehlung angenommen. 

Vor dem Aufruf des nächsten Tagesordnungspunkts 
spreche ich eine nichtförmliche Rüge aus, die Herrn 
Abgeordneten Bialas von der SPD-Fraktion betrifft. 
Herr Abgeordneter Bialas hat sich in der heutigen Sit-
zung in einem Zwischenruf am Schluss der Rede des 
Abgeordneten Dr. Vincentz zu Tagesordnungspunkt 2 
diesem gegenüber unparlamentarisch geäußert. Das 
ist der Würde des Parlaments nicht angemessen. 
Herr Abgeordneter, ich ermahne Sie und bitte Sie, 

Derartiges künftig zu unterlassen. Andernfalls müs-
sen Sie mit einer förmlichen Ordnungsmaßnahme 
rechnen. 

Ich rufe auf: 

14 Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen 
Kommunalen Finanzmanagements im Land Nord-
rhein-Westfalen (3. NKF-Weiterentwicklungsge-
setz Nordrhein-Westfalen – 3. NKFWG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7188 

Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/8215 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Heimat und Kommunales 
Drucksache 18/8140 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU-
Fraktion dem Abgeordneten Frieling das Wort. 

Heinrich Frieling*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf entwickeln wir das 
kommunale Haushaltsrecht weiter. Damit sichern wir 
vor allem die Handlungsfähigkeit unserer Kommu-
nen. 

Die kommunalen Haushalte stehen vor großen Her-
ausforderungen, die in absehbarer Zeit nicht weniger 
werden. Hohe Tarifabschlüsse, die allgemein 
schlechte Wirtschaftslage, die Inflation, die hohen 
Flüchtlingszahlen und die steigenden Sozialleistun-
gen betreffen die Kommunen in besonderer Weise. 
Seitens des Bundes, der die Verantwortung vor allem 
für die schlechte Wirtschaftslage und für die hohen 
Flüchtlingszahlen trägt, können die Kommunen und 
Länder, die davon ebenfalls betroffen sind, keine 
Hilfe erwarten; das ist in den letzten Jahren deutlich 
geworden. Im Gegenteil, es werden immer wieder 
große Projekte zulasten des gemeinsamen Steuer-
aufkommens finanziert. 

Bereits in unserem Koalitionsvertrag haben wir als 
CDU und Grüne uns darauf verständigt, eine Überar-
beitung des NKFs vorzunehmen. Dazu werden be-
stehende Regelungen zur Darstellung des Haus-
haltsausgleichs im Plan und im Jahresabschluss 
überarbeitet und ein eindeutiges Ausgleichssystem 
eingeführt. 

Sollte es den Kommunen trotz der Ausnutzung von 
Spar- und Ertragsmöglichkeiten nicht möglich sein, 
den Haushalt auszugleichen, kann ein globaler 



Landtag   28.02.2024 

Nordrhein-Westfalen 133 Plenarprotokoll 18/56 

 

Minderaufwand von bis zu 2 % berücksichtigt wer-
den, der zur Vereinfachung nicht mehr auf einzelne 
Teilpläne aufzuteilen ist. Alternativ oder ergänzend 
kann die Ausgleichsrücklage wie bisher herangezo-
gen werden. Genügt das nicht, kann ein verbleiben-
der Jahresfehlbetrag künftig in die drei darauffolgen-
den Haushaltsjahre vorgetragen werden. 

Die zugrunde liegende Annahme, dass die Bewirt-
schaftung der Haushalte oft zu besseren Ergebnis-
sen führt als die ursprünglich vorgesehene Planung, 
wurde in der Sachverständigenanhörung bestätigt. 
Daher ist es richtig, den Blick künftig stärker auf die 
Ist-Ergebnisse zu lenken. Darüber hinaus schließen 
wir eine Regelungslücke und ermöglichen überschul-
deten Kommunen den Weg in eine genehmigte 
Haushaltssituation. 

Mit unserem Änderungsantrag greifen wir konkrete 
Vorschläge aus der Sachverständigenanhörung auf. 

Wir verzichten auf die Einführung eines zusätzlichen 
Zukunftskonzepts und sehen vor, dass überschul-
dete Kommunen stattdessen im Haushaltsiche-
rungskonzept darzulegen haben, welche Maßnah-
men sie für einen nachhaltigen Wiederaufbau des 
kommunalen Eigenkapitals ergreifen. 

Wir formulieren § 79 Abs. 3 hinsichtlich der Ausnutzung 
von Spar- und Ertragsmöglichkeiten praxisgerechter. 

Um unnötige Bürokratie zu vermeiden, wird auf die 
vorgesehene Einführung von § 82 Abs. 3 verzichtet. 

Ferner bleiben aus Gründen der Transparenz die 
Teilrechnungen Bestandteil des Jahresabschlusses. 
Für die Umlageverbände wird klargestellt, auf wel-
chen Zeitpunkt es bei der Verrechnung von Jahres-
fehlbeträgen ankommt. Die Einbeziehung in die Um-
lage wird in das pflichtgemäße Ermessen gestellt. 

Den Änderungsantrag der FDP-Fraktion lehnen wir 
ab. Zum einen haben wir anstelle des Zukunftskon-
zepts eine bessere Lösung gefunden. Zum anderen 
lehnen wir die Streichung von § 89 Abs. 4 ab, der die 
Rückführung von Liquiditätskrediten, die nach dem 
31.12.2025 aufgenommen wurden, innerhalb von 36 
Monaten vorsieht. Das haben wir trotz erheblicher 
Bedenken zur Praktikabilität im Hinblick auf die an-
gestrebte gemeinsame Altschuldenlösung mit dem 
Bund aufgenommen und uns dabei an den Regelun-
gen in Rheinland-Pfalz orientiert. 

Bundesfinanzminister Lindner hat deutlich gemacht, 
dass er eine Regelung zur Verhinderung der Neuver-
schuldung erwartet. Der FDP-Antrag zeigt nun, dass 
die FDP selbst nicht mehr an eine gemeinsame Alt-
schuldenlösung glaubt und immer wieder Gründe fin-
den wird, um diese nicht umsetzen zu müssen. 

Wir werden Finanzminister Lindner und Bundeskanz-
ler Scholz hier nicht aus der Verantwortung lassen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Sie lassen nur sich 
selbst aus der Verantwortung!) 

Wir stehen zu unserer Verantwortung und tun, was 
notwendig ist, um die Handlungsfähigkeit unserer 
Kommunen sicherzustellen. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Im Sinne unserer Kommunen bitte ich um Zustim-
mung zu dem vorliegenden Gesetzentwurf und zu 
unserem Änderungsantrag. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herzlichen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun Kollege Moor das 
Wort. Bitte schön. 

Justus Moor (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen! In den letzten Monaten werden überall in 
unseren Städten, Gemeinden und Kreisen die kom-
munalen Haushalte eingebracht. Manche wurden 
bereits Ende des Jahres beschlossen, während viele 
andere Kommunen genau auf dieses Dritte Gesetz 
zur Änderung des NKFs gewartet haben. 

Aber egal, ob schon beschlossen oder mitten in den 
Haushaltsplanberatungen: Fast alle rechnen in den 
nächsten Jahren mit schwierigen Zeiten und mit 
neuen Schulden, und viele rechnen mit neuen Steu-
ererhöhungen und Leistungskürzungen. Daran wird 
auch dieses Gesetz nichts ändern. Darüber sind wir 
uns tatsächlich alle einig. 

Das Gesetz beinhaltet lebenserhaltende Maßnah-
men für die Kommunen, nicht mehr und nicht weni-
ger. Echte Hilfe für unsere Kommunen bleiben Sie 
hingegen wieder schuldig. 

(Beifall von der SPD) 

Dabei hat das Gesetz gute und schlechte Seiten. Po-
sitiv herauszuheben ist zum Beispiel, dass bei der 
Haushaltsaufstellung nun ein globaler Minderauf-
wand von 2 % angenommen werden darf. Auch zu 
nennen ist die Stärkung der Ausgleichsrücklage als 
tatsächliche Schwankungsreserve.  

Doch einiges bleibt kritisch. Darauf haben die Sach-
verständigen in der Anhörung hingewiesen. Hier ist 
vor allem – der Kollege Frieling ist darauf gerade 
schon eingegangen – die 36-Monatsregelung bei Li-
quiditätskrediten zu nennen. Diese Regelung geht 
meilenweit an der Praxis vor Ort vorbei. Sie er-
schwert ein kluges Zinsmanagement und sorgt nur 
dafür, dass die Kommunen höhere Zinsen zahlen. 
Die Kommunen, die Frau Ministerin und wir alle hier 
wissen, dass diese Regelung Unsinn ist. Trotzdem 
steht sie weiterhin im Gesetz.  
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Bevor Sie so tun – Kollege Frieling, Sie haben es ge-
sagt –, als wenn der Bundesfinanzminister Sie dazu 
nötigen würde und das in Rheinland-Pfalz genauso 
wäre, sage ich: Auch das ist Unsinn. Eine Regelung 
zur Begrenzung von neuen Liquiditätskrediten muss 
Teil einer Altschuldenlösung sein, so der Finanzmi-
nister. Eine Regelung zur Begrenzung von neuen Li-
quiditätskrediten ist Teil der Altschuldenlösung, und 
zwar in Rheinland-Pfalz. Das Problem ist: Sie haben 
keine Altschuldenlösung. Sie haben noch nicht einmal 
eine brauchbare Idee für eine Altschuldenlösung. 

(Beifall von der SPD und der FDP – Zuruf von 
Heinrich Frieling [CDU]) 

Das Einzige, was Sie machen, ist eine unsinnige Re-
gelung in diesem Gesetz. Am Ende nehmen die 
Kommunen einfach alle drei Jahre neue Kredite auf, 
um alte Kredite abzubezahlen. Die Schuldenspirale 
dreht sich weiter. Die Einzigen, die profitieren, sind 
die Banken, und zwar durch höhere Zinsen. Vielen 
Dank, Schwarz-Grün. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Mit Ihrem Änderungsantrag heilen Sie ein paar 
Dinge. Die Streichung des sogenannten Zukunfts-
konzeptes – auch das hat Kollege Frieling gesagt – 
ist tatsächlich gut und richtig. 

Aber an anderer Stelle reißen Sie es dann wieder ein, 
zum Beispiel in § 95. Dass die Teilrechnungen in den 
Jahresabschlüssen laut Gesetzentwurf nicht mehr 
einbezogen werden sollten, wurde in der Anhörung 
als echte Erleichterung gesehen. 

(Simon Rock [GRÜNE]: Aha!) 

In Ihrem Änderungsantrag streichen Sie diese Er-
leichterung wieder raus. Das verstehe, wer will. 

(Zuruf von Simon Rock [GRÜNE]) 

Dieses Änderungsgesetz zum NKF sowie Ihr Ände-
rungsantrag bringen sowohl Verbesserungen für die 
kommunale Haushaltsführung als auch neue unsin-
nige Regelungen. An dem tatsächlichen Problem der 
Kommunen in NRW geht es aber mal wieder vorbei. 
Das haben die Präsidenten von Städtetag, Land-
kreistag und Städte- und Gemeindebund anlässlich 
der Anhörung auf den Punkt gebracht – ich zitiere –:  

„Wenn das Land nicht bald und nachhaltig etwas 
gegen die strukturelle Unterfinanzierung tut, gera-
ten wir in eine Abwärtsspirale. Je länger die Kom-
munen nicht investieren können, desto höher sind 
die Folgekosten. Viele Kommunen leben bei der 
kommunalen Infrastruktur seit Jahren auf Ver-
schleiß. Und unterm Strich leidet die Lebensqua-
lität der Bürgerinnen und Bürger.“  

Damit haben die drei absolut recht. 

(Beifall von der SPD) 

Doch statt diese Abwärtsspirale zu stoppen, drehen 
Sie lieber am Haushaltsrecht. Sie liefern lebenserhal-
tende Maßnahmen statt Medizin und echter Hilfe für 
den kommunalen Patienten. Sie werden Ihrer Ver-
antwortung nicht gerecht. 

(Beifall von der SPD und Angela Freimuth [FDP]) 

Eine dringend nötige GFG-Erhöhung haben Sie im 
Dezember abgelehnt. Nach Ihrer Bruchlandung mit 
Ihrer Altschuldenmogelpackung sind Sie immer noch 
nicht mit den Kommunen zu echten Altschuldenlö-
sungen des Landes im Gespräch. Im Bundestag und 
im Bundesrat blockieren CDU und CSU, dass der 
Bund unseren Kommunen in NRW bei den Altschul-
den helfen kann. Das sind die Zutaten der kommu-
nalfeindlichsten Landesregierung, die NRW je hatte. 

(Beifall von der SPD – Widerspruch von der 
CDU) 

Als SPD-Fraktion werden wir nicht gegen die lebens-
erhaltenden Maßnahmen für unsere Kommunen 
stimmen.  

(Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung: Ah!) 

– Liebe Frau Ministerin, für dieses Gesetz oder die 
Änderungsanträge, reicht es aber auch nicht. Daher 
werden wir uns enthalten. 

Die SPD wird weiterhin dafür kämpfen, dass die 
Kommunen das bekommen, was sie brauchen und 
auch verdienen. Sie verdienen echte Hilfe des Lan-
des statt lebenserhaltender Maßnahmen. – Vielen 
Dank und Glück auf! 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Nun hat der Kollege Dr. Robin Korte das Wort für die 
Fraktion der Grünen. 

Dr. Robin Korte (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass hinter 
dem sperrigen Titel dieses Gesetzes zentrale Ände-
rungen für die Haushaltsführung in unseren Kommu-
nen stecken, ist in der breiten Öffentlichkeit wahr-
scheinlich weniger bekannt als zum Beispiel die eben 
beschlossene Abschaffung der Straßenausbaubei-
träge. Es ist ein Gesetz für Expertinnen und Exper-
ten, und doch betrifft es am Ende alle Menschen in 
Nordrhein-Westfalen, in besonderem Maße diejeni-
gen, die auf eine verlässliche staatliche Daseinsvor-
sorge angewiesen sind. Denn wir alle leben in Kom-
munen, und unser Alltag, unsere Entfaltungsmöglich-
keiten vor Ort werden von dem bestimmt, was unsere 
Kommune leisten kann oder vielleicht in Zukunft nicht 
mehr leisten kann. 

Damit sind wir auch schon bei dem Knackpunkt, der 
uns zu diesem Gesetz führt. Für viele Kommunen 
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wird es immer schwieriger, nicht nur die schönen, 
sondern auch die notwendigen Dinge zu finanzieren. 
Es ist längst in der breiten Öffentlichkeit angekom-
men, dass sich unsere Kommunen in einer historisch 
schlechten finanziellen Lage befinden. Das treibt 
auch uns als regierungstragende Fraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen um. Man kann es nicht oft genug 
sagen: Die Kommunen sind für diese Situation ganz 
überwiegend nicht selbst verantwortlich. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Genauso wenig sind sie aber in der Lage, sich aus 
diesem Belastungsstrudel von gesunkenen Steuer-
einnahmen, Inflation und Kostenwachstum in fast al-
len Bereichen selbst zu befreien. Ich stelle das be-
wusst vorweg, um festzustellen: Wir alle – damit 
schließe ich auch die demokratische Opposition ein – 
müssen als Landespolitiker*innen für eine bessere 
gesamtstaatliche Lasten- und Finanzverteilung ein-
treten. Hierbei muss natürlich der Bund in die Pflicht 
genommen werden. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Die Landesregierung tut das nicht zuletzt mit mannig-
faltigen Initiativen im Bundesrat. Ein Stichwort ist hier 
die Eingliederungshilfe. Die Finanzierung der Unter-
bringungskosten für Geflüchtete ist ein anderes. 

Wir werden daher mit dem Dritten NKF-Weiterent-
wicklungsgesetz nicht die Ursachen der derzeit kran-
ken Kommunalfinanzen bekämpfen. Den Anspruch 
kann dieses Gesetz auch nicht haben. Es kann die 
Finanznot der Kommunen nicht mit zusätzlichem 
Geld reparieren, weil wir dieses Geld auf der Landes-
ebene derzeit genauso wenig zur Verfügung haben. 

Aber wir können die Finanznot handhabbar machen 
und den Kommunen den Umgang damit erleichtern. 
Das ist nicht zu unterschätzen, denn es geht heute 
um nicht weniger als um das Funktionieren von Kom-
munen als der zentralen staatlichen Ebene, die einen 
Großteil, einen Löwenanteil der Daseinsvorsorge 
leistet. 

Mit diesem Gesetz stellen wir uns der aktuellen Kri-
senlage. Wir sichern die kommunale Selbstverwal-
tung, erhalten Spielräume, schaffen Flexibilität und 
verhindern ein flächendeckendes und völlig sinnlo-
ses Abrutschen vieler Kommunen in die Haushaltssi-
cherung.  

(Christian Dahm [SPD]: Das ist auch der ein-
zige Grund!) 

Das tun wir mit finanzpolitisch durchdachten Instru-
menten, einem flexibilisierten globalen Minderauf-
wand, einer Stärkung der Ausgleichsrücklage, einem 
verantwortlich angelegten Verlustvortrag, also mit In-
strumenten, die in der Sachverständigenanhörung 
durchweg eine breite Unterstützung gefunden ha-
ben. Sie sind erheblich transparenter und nachhal-

tiger angelegt als die Ukraine- bzw. Coronaisolierun-
gen der letzten Jahre, die wir richtigerweise nicht fort-
setzen.  

Dass wir es uns als regierungstragende Fraktionen 
mit dem Gesetzentwurf keineswegs bequem ge-
macht, sondern die vielen neuen Mechanismen die-
ses Gesetzes vor dem Hintergrund der Sachverstän-
digenanhörung sorgsam abgewogen haben, zeigt 
unser umfangreicher Änderungsantrag. Ich will nur 
drei Aspekte noch einmal herausgreifen: 

Zum einen verzichten wir auf die Einführung eines 
Zukunftskonzepts, das von den Kommunen weitge-
hend als überflüssig, zu bürokratisch und so eher als 
belastend statt entlastend wahrgenommen wird. 

Zum Zweiten korrigieren wir das kleine, aber wichtige 
Wörtchen „aller“ in Bezug auf die Nutzung von Spar- 
und Ertragsmöglichkeiten, weil es als Vorbehalt für 
die Nutzung der neuen haushaltsrechtlichen Instru-
mente zu restriktiv angelegt war. 

Zu guter Letzt schaffen wir eine ganze Menge an bü-
rokratischen Erleichterungen für Kommunen und für 
kommunale Unternehmen, die die Landesregierung 
mit diesem Gesetzentwurf klugerweise vorgeschla-
gen hatte, erhalten aber durch einen vollständig dar-
gestellten Jahresabschluss die Transparenz für un-
sere Räte. 

Zum Abschluss will ich mich herzlich bei allen bedan-
ken, die an diesem Gesetzgebungsprozess in den 
vergangenen Monaten intensiv und konstruktiv mit-
gearbeitet haben, zunächst vor allem bei der Landes-
regierung, dann bei dem Koalitionspartner für die vie-
len wichtigen konstruktiven Gespräche, bei den Sach-
verständigen aus den Kommunen, mit denen wir in, 
vor und nach der Anhörung viele wichtige Gespräche 
zu diesem Gesetz geführt haben, und auch – das will 
ich ausdrücklich sagen – bei der demokratischen Op-
position für die zumindest überwiegend, wie ich finde, 
sehr konstruktive Debatte zu den Mechanismen die-
ses Gesetzes. 

Allerdings kann ich Ihnen, Herr Moor und Herr We-
del, jetzt nicht ersparen, darauf hinzuweisen, dass 
Ihre Kritik an der 36-Monatsgrenze für Liquiditätskre-
dite, die einzig und allein die Erfüllung einer Forde-
rung von Bundesfinanzminister Lindner darstellt, mit 
Verlaub, 

(Justus Moor [SPD]: Nein! – Simon Rock 
[GRÜNE]: Doch!) 

vor allem vonseiten der FDP doch etwas verlogen ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich komme zum Schluss. Ich denke, dass man heute 
guten Gewissens sagen kann: Wir haben in schwie-
rigen Zeiten ein gutes Gesetz gemacht und verschaf-
fen damit den Kommunen Luft zum Atmen. Das äu-
ßerst herausfordernde Umfeld bleibt den Kommunal-
finanzen aber trotzdem erhalten, und es braucht eine 
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gemeinsame Kraftanstrengung von uns allen in den 
Kommunen, im Land und im Bund, in der Regierung 
und in der Opposition hier im Landtag, um daran end-
lich etwas zu ändern. 

Lassen Sie uns als demokratische Kräfte also heute 
dieses Gesetz gemeinsam anpacken, und danach 
geht die Arbeit erst richtig los. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Ich greife kurz zwei Stichworte auf. Einmal 
haben wir das gemeinsame Ziel, immer die Redezei-
ten einzuhalten. 

Zum Zweiten setzen wir die konstruktive Debatte fort, 
in diesem Fall mit Dirk Wedel aus der Fraktion der 
FDP. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
wird die Finanzlage der Kommunen nicht verbessert; 
darin sind wir uns alle einig. 

Zudem berührt der Gesetzentwurf die Grundpfeiler 
des Neuen Kommunalen Finanzmanagements der 
Generationengerechtigkeit, der nachhaltigen Haus-
haltsführung sowie eines starken Eigenkapitals und 
entfernt das kommunale Haushaltsrecht immer wei-
ter vom Vorbild des Handelsgesetzbuchs. Zutreffend 
hat der Städte- und Gemeindebund von tiefgreifen-
den Änderungen gesprochen, die durch das Gesetz 
vorgenommen werden, darunter Änderungen, mit 
denen man hier im Land noch keine Erfahrungen ge-
sammelt hat. 

Die mit dem Gesetzentwurf vorgeschlagenen haus-
haltsrechtlichen Maßnahmen können nach Auffas-
sung der kommunalen Spitzenverbände jedoch aus-
nahmsweise ein geeignetes Mittel sein, um die 
Handlungsfähigkeit der Kommunen in krisenbelaste-
ten Zeiten zu erhalten. Daher tritt die FDP-Fraktion 
dem Gesetzentwurf nicht grundsätzlich entgegen. 

Aufgrund des kurzen Vorlaufs verwundert es aller-
dings nicht, dass der Gesetzentwurf insgesamt we-
nig ausgereift erscheint.  

(Beifall von der FDP) 

An diversen Stellen haben die kommunalen Spitzen-
verbände und die kommunalen Praktiker in der An-
hörung zum Gesetzentwurf auf konkreten Ände-
rungs- und insbesondere Klarstellungsbedarf hinge-
wiesen. Es sei mit erheblichen Auslegungsfragen 
und Rechtsunsicherheiten zu rechnen. 

Dies wird auch durch den Änderungsantrag der Frak-
tionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen nicht 
behoben. Augenfälligstes Beispiel ist die weiterhin 
klärungsbedürftige zentrale Vorschrift zum Haushalt-
sausgleich in § 79 Abs. 3 Gemeindeordnung. Auch 

nach der von den Koalitionsfraktionen vorgenomme-
nen Änderung besteht die Problematik fort, dass § 79 
Abs. 3 ein gestuftes System vorsieht, während der 
Gesetzestext „Kann-Vorschriften“ enthält. 

Zudem hat beispielsweise das Institut der Rech-
nungsprüfer auf die fehlende Eindeutigkeit des § 95 
Abs. 2 Satz 4 Gemeindeordnung aufmerksam ge-
macht. 

Die weiterhin notwendigen umfangreichen Klarstel-
lungen waren auch von uns innerhalb des gedräng-
ten Beratungsverfahrens nicht zu leisten. Daher be-
schränkt sich der Änderungsantrag der FDP-Fraktion 
darauf, offensichtlich nicht zielführende Regelungs-
vorschläge zu streichen und ansonsten über eine 
Evaluierungs- und Berichtspflicht sowie die Befris-
tung des Gesetzes die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass zu gegebener Zeit unter Berücksichti-
gung der mit den Neuregelungen gewonnenen Er-
fahrungen zwingend durch den Landtag darüber be-
funden werden muss, inwieweit sich diese bewährt 
haben. 

Das von der Landesregierung für Kommunen mit ei-
nem in der Bilanz ausgewiesenen und nicht durch Ei-
genkapital gedeckten Fehlbetrag zusätzlich zum 
Haushaltssicherungskonzept vorgesehene Zukunfts-
konzept wurde in der Anhörung als überflüssig und 
bürokratischen Mehraufwand verursachend bewer-
tet. Es sollte komplett entfallen und nicht in das Haus-
haltssicherungskonzept integriert werden, wie CDU 
und Grüne es vorsehen. 

(Beifall von der FDP) 

Nach den Eckpunkten des Bundes vom März 2023 
ist Voraussetzung für eine Beteiligung des Bundes 
an Entschuldungsprogrammen der Länder, dass sich 
diese Länder verpflichten, einen erneuten Aufbau 
kommunaler Liquiditätskredite zu verhindern. § 89 
Abs. 4 Gemeindeordnung ist nicht geeignet, dieses 
Ziel zu erreichen.  

Der Städte- und Gemeindebund hat in der Anhörung 
zu Recht darauf hingewiesen, die Tilgungsverpflich-
tung innerhalb von drei Jahren helfe nicht, eine Neu-
verschuldung zu verhindern. Vielen werde nichts an-
deres übrig bleiben, als nach drei Jahren die alten 
Kredite durch neue Kredite zu ersetzen. Ein vernünf-
tiges, effektives, wirtschaftliches, sparsames Kredit-
management werde dadurch verunmöglicht. Dies 
werde eine sehr starke Erhöhung der Zinskosten und 
der Kreditkosten nach sich ziehen. 

Der Kämmerer der Stadt Schwerte ist der Auffas-
sung, eine Tilgung von Liquiditätskrediten innerhalb 
von 36 Monaten sei in der gelebten Praxis realitäts-
fremd. Wir beantragen deshalb, diese Regelung zu 
streichen. 

Sofern die Landesregierung ein akzeptables Modell 
einer Altschuldenlösung vorlegen möchte, wird sie 
effektivere Schritte ergreifen müssen, um eine 
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erneute Verschuldung der Kommunen zu verhin-
dern. Zudem müssten sie sich zunächst mit dem 
Bund abstimmen, da sich der Bund in seinen Eck-
punkten vorbehalten hat, den Rahmen für die hierzu 
notwendigen Elemente im Haushalts- und Aufsichts-
recht der Länder bundesrechtlich festzulegen. 

Frau Ministerin Scharrenbach, wir werden es Ihnen 
nicht durchgehen lassen, mit dieser völlig sinnlosen 
und für die Kommunalfinanzen sogar schädlichen 
Regelungen zu versuchen, den Ball für das Zustan-
dekommen einer Altschuldenregelung kommunikativ 
in das Spielfeld des Bundes zu schießen.  

(Beifall von der FDP, Christian Dahm [SPD] 
und Justus Moor [SPD]) 

Herr Kollege Frieling, es ist falsch, zu behaupten, die 
FDP glaube nicht daran, dass sich der Bund an einer 
Altschuldenregelung beteiligt. Zutreffend ist aller-
dings, dass ich erhebliche Zweifel daran habe, dass 
diese Landesregierung in der Lage ist, ein Altschul-
denmodell vorzulegen, das den Eckpunkten des 
Bundes entspricht. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion wird 
sich zu dem Gesetzentwurf enthalten. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Tritschler das Wort. 
Bitte sehr. 

Sven Werner Tritschler*) (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Käm-
merer des Kreises Viersen hat es im Rahmen der An-
hörung zu diesem Gesetzentwurf meines Erachtens 
sehr schön auf den Punkt gebracht. Ich zitiere: 

„Nach meiner Ansicht ist eine alleinige Anpas-
sung des Haushaltsrechts nicht geeignet, die der-
zeitigen Haushaltsprobleme vieler Kommunen zu 
lösen. Es bedarf zum einen einer hinreichenden 
Finanzausstattung durch das Land. Das Gemein-
definanzierungsgesetz NRW ist so zu dotieren, 
dass die Kommunen in der Lage sind, ihre ge-
setzlichen Aufgaben zu erfüllen. Der kommunale 
Verbundsatz, der bis in die 1980er-Jahre noch bei 
28,5 % lag und nunmehr noch 23 % beträgt, ist 
entsprechend zu erhöhen. Zum anderen müssen 
vorhandene Standards auf der Aufwandsseite 
bzw. der Aufgabenbestand der Kommunen kri-
tisch hinterfragt werden.“ 

Das Neue Kommunale Finanzmanagement, NKF, 
über das wir heute reden, wurde 2009 eingeführt. Es 
ist dementsprechend nicht mehr ganz neu und be-
darf an der einen oder anderen Stelle einer Neu-

justierung. Ich glaube, da sind wir uns alle einig. Das, 
was Sie hier vorlegen, meine Damen und Herren, ist 
schon ein bisschen wie bei einem Unternehmen, das 
tiefrote Zahlen schreibt und sein Glück mit einer 
neuen Buchhaltungssoftware versucht. 

Unsere Kommunen sind chronisch unterfinanziert, 
und zwar seit Jahrzehnten. Sie sind kaum in der 
Lage, ihre Pflichtaufgaben im Bereich von Infrastruk-
tur, Verwaltung, Schulen und Ähnlichem zu erfüllen. 
Trotzdem hat das die Politik in Bund und Land nicht 
daran gehindert, ihnen immer wieder neue Aufgaben 
zu übertragen.  

Außerdem – auch das gehört zur Wahrheit dazu – 
glaubt so mancher Bürgermeister im Land, er müsse 
die Welt aus seinem Rathaus heraus retten, und 
spielt lieber Bundes- oder gar Weltpolitik, anstatt 
seine Pflichtaufgaben zu erfüllen. 

Dass ausgerechnet jetzt, zu einem Zeitpunkt, da die 
Kommunen seit Monaten Warnsignale hinsichtlich 
ihrer Finanzlage an das Land senden, die Buchhal-
tungsregeln geändert werden sollen, macht einen zu-
nächst einmal hellhörig. Wir erleben seit einigen Jah-
ren zunehmend, dass man immer kreativer wird, um 
Schulden im Haushalt zu verstecken.  

Da war zunächst die Isolierung der Coronalasten. 
Dann kam das sogenannte Sondervermögen, das in-
zwischen zu einer Art haushaltspolitischem Running 
Gag geworden ist, um Schulden nicht mehr zu ver-
bergen, sondern ihnen direkt noch einen schönen 
Namen zu geben.  

Etwas Ähnliches ist wohl auch geplant, wenn nun 
von sogenannten Klimaschutzinvestitionen die Rede 
ist, die besonders verbucht werden sollen. Ideologi-
sche Lieblingsprojekte werden eben auch dann 
durchgezogen, wenn längst kein Geld mehr dafür da 
ist. Den nächsten Schritt kennen wir aus der jünge-
ren Erfahrung: Es werden immer wieder neue Son-
dertatbestände geschaffen, um die Regeln für eine 
solide Haushaltsführung weiter auszuhebeln. 

Mindestens genauso kritisch bewerten wir die Locke-
rung der Prüfungspflicht für kleinere kommunale Un-
ternehmen. Die Beurteilung ihrer finanziellen Ge-
sundheit und damit der finanziellen Gesundheit der 
gesamten Kommune wird damit erheblich erschwert. 

Andere Maßnahmen, die wir im Grundsatz durchaus 
begrüßen würden – etwa die zeitliche Beschränkung 
von Liquiditätskrediten; es wurde vorhin mehrfach 
angesprochen –, können diese Nachteile nicht auf-
heben. Sie kommen vor allem an der falschen Stelle. 
Sie dürften dann kommen, wenn die Kommunen vor-
her dauerhaft finanziell konsolidiert worden wären.  

Hier kann man sich aber des Eindrucks nicht erweh-
ren, dass kurz vor der Kommunalwahl noch schnell 
etwas durchgesetzt werden soll, was es Kreisen, 
Städten und Kommunen zumindest kurzfristig 
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erlaubt, sich schönzurechnen, während die negati-
ven Folgen irgendwann später offenbar werden. 

Die AfD-Fraktion wird dem Gesetzentwurf daher 
nicht zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, vielen Dank. – Mir ist aufgefallen, dass 
Ministerin Ina Scharrenbach die Debatte selbstver-
ständlich sehr aufmerksam verfolgt hat. Sie hat jetzt 
das Wort. 

(Heiterkeit von Ina Scharrenbach, Ministerin 
für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisie-
rung – Gordan Dudas [SPD]: Total verunsi-
chert ist sie jetzt! Guck mal!) 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! In der Tat sind Änderungen am Haus-
haltsrecht kein Geld. Das wissen auch alle. Trotzdem 
sind Änderungen am Haushaltsrecht notwendig, weil 
im Vergleich zu anderen Bundesländern die Gemein-
deordnung in Nordrhein-Westfalen die Planungstat-
bestände erheblich überbetont.  

Wir merken durchaus, dass die sehr konservativen 
Haushaltsplanungen, gegen die ich als Christdemo-
kratin natürlich nichts habe, an sehr vielen Stellen im 
Ist nicht vollzogen werden, sodass theoretisch gute 
Perspektiven in den Haushalten vorhanden sind, um 
es mal so zu sagen. 

Mit Blick auf 2023 gibt es einige Kommunen, die die 
höchsten Gewerbesteuern jemals haben. Es gibt 
aber auch erhebliche Aufwandssteigerungen – sie 
sind von verschiedenen Abgeordneten angespro-
chen worden –, die dazu führen, dass Haushalte un-
ter Druck geraten. 

Eines ist vor dem Hintergrund der Aufgabenstellung, 
die die Kommunen in der Summe haben, klar. Ob es 
die Umsetzung des Rechtsanspruches auf den Offe-
nen Ganztag ist, ob es Themen der Digitalisierung 
der Verwaltung sind, ob es die Gebäudeenergieeffi-
zienz der öffentlichen Liegenschaften ist, ob es die 
nachhaltige Entwicklung in Klimafragen usw. ist: Da-
für brauchen Kommunen Verlässlichkeit. Dafür brau-
chen sie auch ein verlässliches Haushaltsrecht, das, 
um es proaktiv zu formulieren, an den Aufgaben mit-
wächst. 

Sie wissen, dass im Landeshaushalt für das Jahr 
2024 die Zuweisungen an die Kommunen auf 36,9 
Milliarden Euro steigen. So haben Sie als Landtag 
Nordrhein-Westfalen es mit dem Haushalt 2024 be-
schlossen. Das sind 700 Millionen Euro mehr als im 
Jahr 2023.  

Natürlich gehört dazu, dass wir auch im laufenden 
Jahr darüber sprechen werden, wie die Finanzaus-
stattung der Kommunen aussieht. Es gibt aber Kom-
munen – das gebe ich jetzt mal ins Rund, weil wir so 
schön konstruktiv miteinander diskutieren –, die ei-
nen erheblichen Liquiditätskreditbestand haben und 
darauf setzen, dass das Land Nordrhein-Westfalen 
bzw. Sie als Haushaltsgesetzgeber die Altschulden-
problematik lösen. Gleichzeitig beschließen sie mit 
dem Haushalt für das Jahr 2024 neue freiwillige Leis-
tungen, die sie dann über neue Liquiditätskredite fi-
nanzieren.  

Ich halte das für etwas herausfordernd, wenn Kom-
munen das tun, weil sie damit dem Grunde nach eine 
Politik machen, die angesichts einer Haushaltslage, 
die in der Zukunft – aus verschiedenen Gründen, die 
jetzt hier nicht Gegenstand der Debatte sind – nicht 
besser wird, neue Ewigkeitslasten vornehmen, die 
man schuldenfinanziert und die insofern wirklich 
nicht generationengerecht sind. Das kann auch nicht 
im Interesse des Landtages Nordrhein-Westfalen 
sein, was da stattfindet.  

Deswegen gibt natürlich auf der einen Seite dieses 
dritte NKF-Änderungsgesetz verantwortliche Spiel-
räume in die Städte und Gemeinden, in die Kreise, in 
die weiteren Umlageverbände. Auf der anderen Seite 
dürfen wir aber auch von jedem gewählten Vertre-
tungsorgan, von jeder kommunalen Vertretungskör-
perschaft erwarten, dass man mit diesen Spielräu-
men im Interesse der nächsten Generation verant-
wortlich umgeht.  

Das bedeutet eben nicht nur, Konsum zu finanzieren, 
sondern das bedeutet insbesondere zu investieren, 
denn wenn wir am Ende des Tages alles in den Kon-
sum schieben und für Investitionen kein Geld mehr 
da ist, tun wir der nächsten Generation angesichts 
der gerade aufgezeigten prioritären Aufgabenstel-
lung, die die Kommunen haben, auch nichts Gutes.  

Insofern freut sich die Landesregierung Nordrhein-
Westfalen, dass die kommunalhaushaltsrechtlichen 
Änderungen eine breite Mehrheit erfahren werden. 
Das ist gut, das gibt Perspektiven für weitere Bera-
tungen in diesem Jahr.  

Deswegen gestatten Sie mir in den letzten 40 Sekun-
den noch eine Aussage zum Thema „Wiederver-
schuldungsregeln“. Sehen Sie: Mehr Zeit brauche ich 
für das Thema gar nicht.  

(Christian Dahm [SPD]: Wollen wir wetten?) 

Im Bundeshaushalt finden Sie noch nicht mal einen 
Strichansatz für eine Altschuldenlösung. Daran mer-
ken Sie, dass der Bundesfinanzminister es mit die-
sem Thema wirklich nicht ernst meint. Das ist eigent-
lich die große Herausforderung: Wenn ein Bundesfi-
nanzminister hergeht, immer eine Karotte für die 
Länder und damit auch für die Kommunen hinhängt, 
ansonsten aber, wenn es darauf ankommt, Gesprä-
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che noch nicht mal fortsetzt und ansonsten Gelder, 
die man auch den Kommunen für die Flüchtlingsun-
terbringung – Stichwort: Asylrücklage in den Bundes-
haushalt zur allgemeinen Verwendung – hätte zur 
Verfügung stellen können, umbucht und die Kommu-
nen leer ausgehen lässt.  

(Gordan Dudas [SPD]: Zack, die 40 Sekunden 
sind vorbei!) 

Das ist kein Vertragswerk, mit dem man handeln 
kann. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Die verbliebenen 
40 Sekunden, die gerade genannt wurden, haben so 
gut wie ausgereicht. 

(Gordan Dudas [SPD]: Fünf Sekunden!) 

– Minimal nicht. Herzlichen Dank.  

Wir sind am Schluss der Aussprache und kommen 
zur Abstimmung, und zwar zunächst über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP Drucksache 
18/8215. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das ist die 
Fraktion der FDP. Wer lehnt diesen Antrag ab? – Das ist 
die Fraktion der Grünen und die der CDU. Herr Keith? 

(Andreas Keith [AfD] hebt den Arm, die andere 
anwesenden Mitglieder der Fraktion aber 
nicht.) 

Die AfD lehnt auch ab? – Da besteht Einigkeit. Wer 
enthält sich? – Die Fraktion der SPD enthält sich. So-
mit ist der Änderungsantrag abgelehnt.  

Zweitens kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung Drucksache 18/8140. Der Aus-
schuss für Heimat und Kommunales empfiehlt in 
Drucksache 18/8140, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 18/7188 mit den in seiner Beschlussempfehlung 
näher bezeichneten Änderungen anzunehmen. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung Drucksache 18/8140 und nicht über den 
Gesetzentwurf selbst. Wer stimmt diesem Antrag zu? – 
Die Fraktionen von CDU und Grünen. Wer lehnt die-
sen Antrag ab? – Die Fraktion der AfD. Wer enthält 
sich? – Die Fraktion der SPD und die Fraktion der 
FDP. Somit ist dieser Gesetzentwurf angenommen.  

Wir kommen zu: 

15 Private Krankenversicherung als Attraktivitäts-
pfeiler des Beamtenstatus erhalten – Keine 
Mehrbelastungen des Landeshaushalts und 
keine Einheitsversicherung durch Einführung 
einer pauschalen Beihilfe in Nordrhein-Westfa-
len 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/8114 

Ich eröffne die Debatte. Für die antragstellende Frak-
tion hat der Kollege Ralf Witzel das Wort. Bitte sehr. 

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! CDU und Grüne verfol-
gen in dieser Wahlperiode einen üblen Plan zur 
Schwächung der privaten Krankenversicherung 
durch Einführung der sogenannten pauschalen Bei-
hilfe in unserem Land.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Verschwörungstheo-
rien!) 

„Doch sein ideologischer Grundton ist unüberhör-
bar. Nicht die Stärkung des Berufsbeamtentums 
ist das Ziel. Nein, es geht hier um die langfristige 
Aushöhlung des gut funktionierenden Beihilfesys-
tems.“ 

(Simon Rock [GRÜNE]: Hört, hört!) 

„Konkret geht es Ihnen um die schrittweise Ein-
führung einer Bürgerversicherung.“ 

(Rodion Bakum [SPD]: Oh Gott!) 

„Diesem Angriff auf das Berufsbeamtentum und 
der Etablierung einer Zwangseinheitsversiche-
rung stellen wir uns strikt entgegen.“ 

(Thorsten Klute [SPD]: Oh!) 

„Für einen starken Staat brauchen wir in Nord-
rhein-Westfalen einen starken öffentlichen 
Dienst.  

Die Beihilfe ist ein wichtiges Attraktivitätsmerk-
mal, zum Beispiel in Sachen Nachwuchsgewin-
nung.“  

Da ich hier keinen Plagiatsverstoß begehen möchte, 
weise ich darauf hin: Was ich gerade vorgetragen 
habe in meiner Rede, stammt gar nicht von mir selbst 
und auch nicht von einer KI-Anwendung, sondern 
von unserem geschätzten Kollegen Jörg Blöming, im 
Wortlaut nachzulesen im Plenarprotokoll 17/72 auf 
Seite 13.  

Was hat sich also bei der CDU geändert? In der Sa-
che gar nichts. Diese hat jetzt nur einen irrlichternden 
linksgrünen Partner, der die PKV am liebsten ganz 
abschaffen will.  

Die grünen Missionare handeln wie in vielen anderen 
Themenfeldern auch wieder hochgradig irrational. 
PKV-Versicherte machen rund 10 % der Bevölke-
rung aus, finanzieren aber über 20 % des deutschen 
Gesundheitssystems. Dafür sollten wir ihnen dank-
bar sein. Die PKV treibt Innovationen voran und ist 
von großem Vorteil für unsere Gesellschaft.  

(Beifall von der FDP) 

Ich kann es auch mit den Worten des Kollegen Jörg 
Blöming aus der eben zitierten Quelle sagen; dort 
sagt er dazu in seinen Worten:  
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